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Von Markus Montz

kompakt

Elektronische Zahlungen laufen dem Bargeld zunehmend den
Rang ab.
Amerikanische Finanzunternehmen haben in diesem Sektor
eine starke Position, die marktbeherrschend werden und
zu höheren Kosten führen könnte.
Ob deutsche Dienste wie die Girocard und Giropay oder
gesamteuropäische  Systeme  wie  der  digitale  Euro
mithalten  werden,  entscheidet  sich  wohl  2023.

Kunden greifen immer öfter zu elektronischen Bezahlmitteln.
Das  wollen  verschiedene  Akteure  für  sich  ausnutzen,
schließlich geht es um ein lukratives Geschäft. Bislang können
sich  nationale  Bezahlmethoden  in  Deutschland  und  vielen
europäischen  Ländern  gegen  die  Konkurrenz  aus  den  USA
behaupten. Doch der Wettbewerb wird immer intensiver und die
amerikanischen  Branchenriesen  Mastercard,  Visa  und  PayPal
streben nach einem höheren Marktanteil.

Immerhin haben die Deutschen und die Europäer noch einige Asse
auf der Hand. So will die Deutsche Kreditwirtschaft (DK) die
Girocard – die frühere EC-Karte – digitalisieren und Giropay
runderneuern,  um  besser  mit  den  Amerikanern  mithalten  zu
können. Was zunächst nach einem Problem von Kreditinstituten
und Zahlungsdienstleistern klingt, hat handfeste Auswirkungen
auf das Portemonnaie jedes Einzelnen. Unser Ausblick auf die
nächsten Jahre zeigt daher nicht nur, wohin die Reise an den
Kassen in Läden und Onlineshops gehen könnte, sondern auch
warum  Marktkonzentrationen  problematisch  sind  und  Bargeld
weiterhin wichtig bleibt.

Karte statt Papier und Metall
Über allen Trends beim Bezahlen in Deutschland steht, dass



Kunden  ihre  Einkäufe  immer  häufiger  elektronisch  zahlen  –
nicht nur in den boomenden Onlineshops, sondern auch an den
Ladenkassen.  Gemessen  an  den  Bezahlvorgängen  greifen  die
Menschen  zwar  noch  bei  über  der  Hälfte  aller  Einkäufe  zu
Bargeld, der Vorsprung schmilzt aber deutlich ab. Gemessen am
Umsatz hatten Bezahlkarten das Bargeld bereits 2020 überholt.
Die  aussagekräftigen  Studien  der  Bundesbank  bestätigen  den
allgemeinen Trend.

Die  Corona-Pandemie  spielt  bei  dieser  Entwicklung  eine
wichtige  Rolle  und  hat  das  bargeldlose  Bezahlen  an  der
Ladenkasse 2020 deutlich beschleunigt – vor allem durch den
kontaktlosen Einsatz von Karten. Obwohl sich der Trend 2021 im
Vergleich zu 2020 verlangsamt hat, ist eine Umkehr nicht zu
erwarten.  Das  mag  auch  daran  liegen,  dass  die
Bargeldabwicklung für Händler zunehmend teurer wird und ihre
Kosten  für  Kartenzahlungen  in  der  Tendenz  gesunken  sind.
Gerade  Girocard-Zahlungen  sind  ab  höheren  zweistelligen
Beträgen oft günstiger als Bargeld.

Dennoch wollen die meisten Bundesbürger nicht gänzlich auf
Scheine  und  Münzen  verzichten.  Genau  wie  viele
Verbraucherschützer nennen sie immer wieder diese Vorteile:
Der  Zahlvorgang  ist  anonym  und  schließt  keine
gesellschaftliche  Gruppe  aus.  Nicht  zuletzt  macht  Bargeld
Ausgaben für viele Menschen nach wie vor überschaubarer als
elektronische Verfahren. Es ist im Vergleich resilienter gegen
Soft-  und  Hardwarefehler  sowie  Cyberangriffe  und  wirkt
außerdem  als  wirtschaftliches  und  geopolitisches
Machtkorrektiv gegen große Finanzkonzerne: Solange es Bargeld
gibt,  können  diese  nicht  beliebig  an  der  Gebührenschraube
drehen.  Zudem  können  Regierungen  Bargeldflüsse  schlechter
kontrollieren oder sanktionieren als digitale Zahlungssysteme.
All das wissen auch Politik und Finanzsektor. Dort spricht
sich ebenfalls eine deutliche Mehrheit dagegen aus, Bargeld
abzuschaffen.



Harte Zeiten für die Girocard
Bislang gewann unter den Debitkarten vor allem die deutsche
Girocard im Zahlungsmix Marktanteile vom Bargeld – und das,
obwohl man sie in der Regel nur an Kartenterminals nutzen
kann.  Gegenüber  den  Debitkarten  der  US-Konkurrenz  von
Mastercard und Visa hatte sie bisher den Vorteil, dass sie
meist Teil des Girokonto-Paketes der Bank war. Da die Girocard
ein System der Deutschen Kreditwirtschaft (DK) ist, bleiben
Bezahldaten zudem bei der kartenausgebenden Bank und damit in
Deutschland.

Händler wiederum schätzen an der Girocard die vergleichsweise
niedrigen Entgelte, die sie bei Kartenzahlungen ihrer Kunden
entrichten müssen. Da die Debitkarten von Visa und Mastercard
wesentlich  teurer  sind,  akzeptieren  viele  inhabergeführte
Geschäfte  sie  bisher  nicht  –  nach  Schätzungen  des
Handelsverbands  Deutschland  betrifft  das  etwa  10  bis  20
Prozent aller 1,1 Millionen Kartenterminals im Einzelhandel.
Was  Inhabern  dieser  Karten  Probleme  bereiten  kann,  kommt
Kunden insgesamt durchaus zugute: Schließlich legen Händler
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die Kosten für die Zahlungssysteme auf die Produktpreise um.

Doch die US-Konkurrenz bläst zum Angriff [1]. Sie nutzt zwei
Schwächen der Girocard: Man kann sie bislang weder online noch
im Ausland einsetzen. Für den zweiten Fall statten die meisten
Banken die Girocard mit einem zweiten Debitkartensystem aus
(Co-Badge) – dem auf Europa beschränkten „V Pay“ von Visa oder
alternativ  dem  weltweit  gültigen  „Maestro“  von  Mastercard.
Mastercard lässt „Maestro“ jedoch ab Juli 2023 auslaufen.

Ohne  Co-Badge  benötigen  Girocard-Inhaber  im  Ausland  eine
zweite  Karte.  In  der  Regel  ist  dies  eine  Debit-  oder
Kreditkarte  für  die  Hauptsysteme  von  Mastercard  und  Visa.
Solch eine zweite Karte kostet Banken jedoch zusätzlich Geld
in der Produktion, das sie sich in der Regel von ihren Kunden
zurückholen.  Vor  allem  Direktbanken  sparen  sich  die
Zusatzkosten  und  geben  für  ihre  Girokonten  standardmäßig
Debitkarten  von  Visa  und  Mastercard  aus,  mit  denen  man
außerdem  im  Internet  einkaufen  kann.  Wünscht  der  Kunde
trotzdem eine Girocard, muss er diese oft extra bezahlen.
Viele  Sparkassen  und  Volks-  und  Raiffeisenbanken  probieren
einen Spagat und kombinieren die Girocard mit einer Debitkarte
von  Visa-  oder  Mastercard.  Ob  und  wie  sich  das  auf  die
Kontoführungsgebühren auswirkt, muss sich noch zeigen.

Ab 2023 könnte die Girocard erstmals Marktanteile verlieren:
Je mehr Kunden künftig statt der Girocard eine Debitkarte von
Visa und Mastercard nutzen, desto mehr Einzelhändler könnten
sich auch gezwungen sehen, diese zu akzeptieren. Das könnte
viele  kartenherausgebende  Banken  (Issuer)  neu  kalkulieren
lassen.  Schließlich  verdient  abgesehen  von  der  Händlerbank
(Acquirer) und den Kartenfirmen bei jeder Zahlung mit einer
Debitkarte von Visa und Mastercard auch der Issuer Geld: Er
erhält 0,2 Prozent vom Umsatz. Bei der Girocard bekommt die
kartenausgebende Bank hingegen einige Promille weniger.

Visa und Mastercard schütten ihre Gewinne nicht nur an die
Aktionäre aus, sondern nutzen sie auch, um neue Bezahlmethoden



und Standards zu entwickeln. Ralf Gladis vom Zahlungsabwickler
Computop (siehe Interview auf S. 153) nennt als Beispiele
Verfahren, bei denen Nutzer sich biometrisch authentifizieren
oder  Dienstleister  Kartendaten  als  geräte-  oder
händlergebundene  Zufallswerte  (Token)  speichern.  Dadurch
können Verbraucher bequem elektronisch zahlen, ohne Abstriche
beim Schutz gegen Kartenmissbrauch machen zu müssen. Um mit
Visa und Mastercard konkurrieren zu können, muss die Deutsche
Kreditwirtschaft (DK) die Girocard rasch weiter ausbauen.

Der Einsatz der deutschen Girocard im Ausland ist in der Regel
an die Debitkartendienste Maestro (von Mastercard, weltweit)
und V Pay (von Visa, in Europa) gebunden. Mastercard und Visa
wollen  nun  jedoch  ihre  eigenen  Debitkarten  stärker  im
deutschen  Markt  etablieren.
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Girocard, Giropay – alles neu?
Dazu will die DK nun die Girocard fit für Onlinezahlungen
machen  und  gleichzeitig  ihre  Bezahlverfahren  Giropay,
Paydirekt  sowie  die  Person-to-Person-(P2P-)Zahlungsfunktion
Kwitt unter der Marke Giropay zusammenfassen. Wenn das klappt,
könnten sie nicht nur Visa und Mastercard, sondern künftig
auch PayPal Paroli bieten.

Ab 2023 wollen zunächst die Sparkassen sowie die Volks- und
Raiffeisenbanken  ihre  Android-Bezahl-Apps  in  Wallets
umwandeln.  Damit  wären  Girocard-Inhaber  nicht  mehr  auf
Ladenkassen  beschränkt,  sondern  könnten  auch  Zahlungen  in
Onlineshops abwickeln. Unklar ist bislang, ob weitere Banken
digitale Girocards einführen und ob diese am Ende auch mit
iPhones funktionieren. Bislang sind Girocard-Zahlungen unter
iOS nur für Sparkassen-Kunden über den Umweg mit Apple Pay
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möglich.

Das neue Giropay ist anders als die Girocard für Zahlungen in
Webshops gedacht. Bei diesen Zahlungen wählt man während des
Zahlungsvorgangs aus, ob man das Überweisungsschema des alten
Giropays  nutzt  oder  mit  dem  bisher  unter  „Paydirekt“
firmierenden Verfahren mittels Mailadresse und Passwort zahlen
möchte  [2].  Unklar  ist  noch,  wie  die  DK  das  P2P-
Bezahlverfahren  Kwitt  in  Giropay  integrieren  wird.  Bislang
binden teilnehmende Banken es als Funktion in ihre Banking-
Apps  für  das  Smartphone  ein;  Nutzer  können  dann  Geld  an
Kontakte in ihrem Adressbuch über deren Handynummern schicken.

Der Erfolg von Giropay und der digitalen Girocard hängt davon
ab,  ob  sie  den  Verbrauchern  erkennbare  Vorteile  gegenüber
etablierten Zahlverfahren bieten. Damit sind nicht nur PayPal,
Mastercard und Visa gemeint, sondern auch Rechnungskauf und
Lastschrift. Kwitt hat allein PayPal als Gegner. Der Konzern
wickelt derzeit aber über 90 Prozent aller P2P-Zahlungen in
Deutschland ab; außerdem kann man mit PayPal anders als mit
Kwitt auch private und gewerbliche Käufe komfortabel nach dem
P2P-Prinzip  bezahlen  und  ist  nicht  an  das  Smartphone  und
dessen Adressbuch gebunden.

Mastercard  und  Visa  wollen  den  Bezahlprozess  im  Internet
ebenfalls vereinfachen. Auch sie bringen derzeit Wallets auf
den Markt („Click to pay“). Kunden müssen damit nicht mehr
umständlich  die  16-stellige  Kartennummer  eintippen,  sondern
geben beim Händler lediglich eine Mailadresse an. Anschließend
authentifizieren  sie  sich  mit  Passwort,  Gesichtsscan  oder
Fingerabdruck auf ihrem Smartphone.

Dass nationale Bezahlverfahren in Europa es durchaus mit der
US-amerikanischen  Konkurrenz  aufnehmen  können,  zeigen  P2P-
Bezahlsysteme wie Twint in der Schweiz oder Mobile Pay in
Dänemark.  Genau  wie  Kwitt  binden  sie  das  Girokonto  ihrer
Kunden  direkt  ein,  statt  einer  Kontonummer  genügt  die
Handynummer des Empfängers – dieser muss allerdings nicht im



Adressbuch des Smartphones stehen. Twint und Mobile Pay eignen
sich daher anders als Kwitt auch für private und gewerbliche
Verkäufer  im  Einzelhandel  sowie  im  Internet,  Käuferschutz
inklusive.  Beide  Systeme  sind  zudem  preisgünstiger  als
Mastercard, Visa oder PayPal. Um gegen die US-Konkurrenz eine
Chance zu haben, müsste die DK den Bezahlvorgang für Girocard
und Giropay ähnlich einfach gestalten wie Twint und Mobile Pay
und  weiterhin  günstiger  für  Händler  bleiben  als  die  US-
Konkurrenz.



Mit  einem  runderneuerten  Giropay  will  die  Deutsche
Kreditwirtschaft  PayPal  und  den  Kartenkonzernen  Visa  und
Mastercard Konkurrenz machen. Dem steht bislang allerdings der
begrenzte P2P-Funktionsumfang im Weg.
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Streit um europäische Bezahlsysteme
Auch auf europäischer Ebene planen Banken und Sparkassen ein
Bezahlsystem. Im Unterschied zu Giropay und Girocard soll man
damit auf Basis der SEPA-Echtzeitüberweisung überall in Europa
bezahlen können. Dafür hatten 2020 zunächst 16 europäische
Banken  die  „European  Payments  Initiative“  (EPI)  gegründet.
Wenig  später  traten  ihr  14  weitere  Institute  sowie  zwei
Zahlungsabwickler bei.

Nach Differenzen über die Strategie und Finanzierung wollen
noch elf Institutionen aus Deutschland, Frankreich, Belgien
und  Spanien  sowie  die  Zahlungsabwickler  aus  Italien  und
Frankreich das Projekt weiterführen. Aus Deutschland sind die
Sparkassen-Gruppe und Deutsche Bank vertreten. Nutzer sollen
anders als ursprünglich geplant keine Plastikkarte, sondern
einzig ein Wallet bekommen. Wie bei PayPal soll man damit
online bezahlen und zusätzlich über eine Smartphone-App auch
Geld  abheben  können  [3].  Die  Entscheidung  über  den  Start
sollte  ursprünglich  im  Mai  2022  fallen,  zuletzt  war  von
November die Rede.

Vielleicht finden aber die 15 nationalen Bezahldienste eine
Lösung, die im Rahmen der European Mobile Payment Systems
Association (EMPSA) auf europäische Interoperabilität setzen:
Der Nutzer eines Dienstes aus Spanien zum Beispiel soll auch
bei Händlern in Schweden bezahlen können und umgekehrt. An
Bord ist unter anderem das aus Österreich stammende Bluecode,
das bereits jetzt Händlern und Verbrauchern in Deutschland
offensteht. Noch 2022 sollen alle Bluecode-Nutzer mit ihrem
Smartphone auch an Kassen in der Schweiz bezahlen können, die
Twint  akzeptieren.  Bis  zu  einer  Interoperabilität  zwischen
allen 15 beteiligten Diensten wird es allerdings dauern, weil
diese zunächst Technik, Zahlungsabwicklung sowie Daten- und
Betrugsschutz organisieren müssen.



Unklare Chancen für Open Banking
Eher langsam geht es bisher auch beim Open Banking voran, das
den US-Riesen ebenfalls Konkurrenz machen soll. Dienste wie
Giropay  und  Klarnas  „Sofortüberweisung“  fristen  bei
Bezahlvorgängen im Internet bisher ein Nischendasein. Viele
Kunden scheuen sich, einem Drittdienst auch nur begrenzten
Zugriff auf ihr Konto zu gewähren [4]. Möglicherweise werden
die Karten neu gemischt, wenn Überweisungen nicht erst nach
einem  Tag  beim  Empfänger  sind,  sondern  die  SEPA-
Echtzeitüberweisung zum Normalfall wird. Bisher scheitert dies
vor allem daran, dass zahlreiche Banken diese nicht anbieten.
Wenn doch, müssen Bankkunden meist einen Aufschlag zahlen. Die
EU-Kommission  will  die  Banken  jedoch  dazu  verpflichten,
Echtzeitüberweisungen  anzubieten,  und  die  Aufschläge
verbieten.

Das könnte auch SEPA Request to Pay helfen. Das Konzept hinter
diesem Rahmenwerk des Europäischen Zahlungsverkehrsausschusses
ähnelt  dem  Open  Banking:  Der  Zahlungsdienstleister  des
Händlers  schickt  der  Bank  des  Kunden  eine
Zahlungsaufforderung, die diese dem Kunden ins Onlinebanking
stellt. Bestätigt er diese Aufforderung, geht das Geld von
seinem Konto an den Händler. Das Verfahren eignet sich für den
Internethandel,  es  wäre  in  Kombination  mit  der  SEPA-
Echtzeitüberweisung  und  der  Banking-App  auf  dem  Smartphone
aber auch an Ladenkassen denkbar.

Neue Regeln für Ratenzahlungen
Auch für „Buy now, pay later“, die hip verpackten Rechnungs-
und  Ratenkäufe,  sind  2023  Veränderungen  zu  erwarten.  Das
Geschäftsmodell,  das  vor  allem  Zahlungsdienstleister  wie
Klarna oder PayPal vorantreiben, steht seit Jahren in der
Kritik [6]. Verbraucherschützer werfen vor allem Klarna vor,
durch  sein  aggressives  Marketing  gezielt  Menschen  mit
unterdurchschnittlicher  Wirtschaftskraft  und  Finanzbildung
anzusprechen,  speziell  junge  Erwachsene.  Derzeit  verhandeln



EU-Kommission, -Parlament und -Rat über eine neue, verschärfte
Verbraucherkreditrichtlinie,  die  Klarna  &  Co.  das  Geschäft
künftig  erschweren  könnte.  Im  Gespräch  sind  strengere
Kreditwürdigkeitsprüfungen,  transparentere  Information  über
Kreditkosten sowie ein Zinsdeckel.

Unabhängig  davon  bleibt  die  Frage,  ob  Verbraucher  in  der
Wirtschaftskrise  tendenziell  stärker  auf  Ratenkäufe  für
Konsumgüter  setzen  und  sich  womöglich  öfter  finanziell
übernehmen  oder  ob  sie  Verzicht  üben.  Clas  Beese  vom
Branchendienst Finletter weist auf einen möglichen Gegentrend
hin: Bei „Save now, buy later“ – „Spare jetzt, kaufe später“ –
versuchen Finanz-Start-ups und Banken, ihre Klientel gezielt
und mit spielerischen Elementen zum Sparen auf ihre Wünsche zu
bewegen, anstatt auf Pump zu kaufen.

Rettet es der digitale Euro?
Da sich Deutschland mit innovativen Zahlverfahren schwertut
und ein paneuropäisches System auf die Schnelle kaum kommen
wird, hoffen viele Experten auf den digitalen Euro [5]. Die
Europäische  Zentralbank  (EZB)  hat  bereits  erste  Weichen
gestellt und Mitte 2021 nach ersten technischen Experimenten
die Machbarkeit verkündet.

Seither entwickelt die EZB in einer auf zwei Jahre angelegten
„Untersuchungsphase“  gemeinsam  mit  Vertretern  von
Verbrauchern,  Handel  und  Finanzwirtschaft  verschiedene
Konzepte.  Diese  prüfen  sie  auf  gesellschaftlich  relevante
Auswirkungen, zum Beispiel für die Finanzstabilität oder die
finanzielle  Inklusion,  sowie  auf  technische  Aspekte  wie
Anonymität, Geldwäscheprävention und Sicherheit.

Erste Ergebnisse sollen im Laufe des Jahres 2023 vorliegen.
Anschließend will die EZB einen Prototyp entwickeln, der 2025
in  den  Regelbetrieb  gehen  könnte.  Der  Zeitplan  ist
ambitioniert. Schließlich geht es nicht um ein Zahlverfahren,
sondern um die Währung an sich. Hinzu kommt die Frage nach den



Vorteilen  gegenüber  bestehenden  Zahlungsverfahren.  An  einer
konstruktiven Auseinandersetzung mit digitalem Zentralbankgeld
führt  allerdings  kein  Weg  mehr  vorbei,  seit  China  den
digitalen Renminbi eingeführt hat. Sollte dieser auf globaler
Ebene Wirkung entfalten, benötigt Europa ein Konzept, um seine
finanzpolitische Eigenständigkeit sicherzustellen.

Auch zu Projekten privater Unternehmen braucht die EU ein
Gegengewicht. Damit sind weniger die klassischen, dezentral
organisierten Kryptowährungen wie Bitcoin gemeint. Sie taugen
bereits  wegen  ihrer  Kursschwankungen  und  ihres  technischen
Anspruchs  absehbar  nicht  als  Zahlungsmittel  im  Alltag.
Vielmehr soll der digitale Euro es sogenannten „Stablecoins“
schwer machen. Zwar hat die europäische Politik Projekte wie
den vom Meta-Konzern geplanten „Diem“ (ursprünglich „Libra“)
durch hohe gesetzliche Auflagen vorerst verhindert. Dennoch
könnten  Unternehmen  in  den  kommenden  Jahren  Konzepte
entwickeln,  die  diese  Auflagen  erfüllen  –  mit  unbekannten
Risiken für Finanzmärkte, Volkswirtschaften und damit auch für
Verbraucher.

Ausblick
Zurzeit spricht mehr dafür, dass die US-Finanzkonzerne ihre
Position in Deutschland in den kommenden Jahren zulasten der
nationalen  Systeme  ausbauen  und  den  Trend  zu  mehr
elektronischen Zahlungen für sich nutzen können. Die neuen,
aus  Verbrauchersicht  sehr  begrüßenswerten  Strategien  für
Girocard und Giropay kommen spät und scheinen nicht breit
genug aufgestellt. Nach aktuellem Stand bieten sie auch in
runderneuerter Form zu wenige Vorteile gegenüber Mastercard,
Visa und PayPal.

Dass  deren  höhere  Entgelte  für  Händler  die  Preise
beeinflussen, ist für Verbraucher zu wenig ersichtlich. Diese
Intransparenz macht eine europäische Alternative wie EPI umso
nötiger  –  nicht  zuletzt,  um  den  Wettbewerb  unter  den
Bezahlsystemen anzukurbeln und die Bildung von Kartellen oder



Oligopolen zu verhindern. Dass dieses Ziel keineswegs verwegen
ist, zeigen viele europäische Länder mit ihren komfortablen,
sicheren und preisgünstigen nationalen P2P-Bezahlsystemen. Ein
ähnliches  Gegengewicht  zu  den  US-Riesen  wäre  auch  für
Deutschland  ein  Gewinn  und  käme  Handel,  Banken  und
insbesondere  den  Verbrauchern  zugute.  (mon@ct.de)

Glossar
Acquirer/Händlerbank: Stellt dem Händler den Anschluss an die
Systeme  z.B.  von  Girocard,  Mastercard  oder  Visa  her  und
wickelt Zahlungen für ihn ab.

Co-Badge: Ein sekundäres Bezahlsystem auf einer Bezahlkarte,
das zum Einsatz kommt, wenn das Kartenlesegerät das primäre
System nicht unterstützt – erkennbar am zweiten (Co-)Symbol
(Badge).

Debitkarte: Bezahlkarte, bei der die Bank das Geld innerhalb
weniger Tage vom Konto abbucht (also ohne Aufschub wie bei
Kreditkarten).

Deutsche Kreditwirtschaft (DK): Spitzenverband der deutschen
Banken  und  Sparkassen,  unter  anderem  für  Standards  und
Spezifikationen im Zahlungsverkehr zuständig.

Digitaler  Euro:  Möglicherweise  in  der  Zukunft  von  der
Europäischen  Zentralbank  ausgegebenes,  ausschließlich  für
digitale Zahlungen vorgesehenes Währungsäquivalent zum Euro.

Echtzeitüberweisung:  Vom  Europäischen
Zahlungsverkehrsausschuss  spezifiziertes
Überweisungsverfahren, bei dem die Banken dem Empfänger im
einheitlichen  europäischen  Zahlungsraum  (SEPA)  eine
Überweisung nach spätestens zehn Sekunden gutschreiben müssen.

European  Mobile  Payment  Systems  Association  (EMPSA):
Europäischer  Mobilzahlungssysteme-Verband;  die  darin
organisierten 15 nationalen Mobilzahlungsdienste wollen ihre
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Systeme europaweit interoperabel machen.

European  Payments  Initiative  (EPI):  Projektname  für  ein
geplantes paneuropäisches Bezahlverfahren mittels Wallet. Ein
Bankenkonsortium will es im gesamten Euroraum zur Verfügung
stellen.

Giropay:  Internet-Bezahlverfahren  der  Deutschen
Kreditwirtschaft,  bei  dem  der  Nutzer  Geld  an  den  Händler
überweist  und  seine  Bank  den  Händler  darüber  in  Echtzeit
informiert. Wird mit Paydirekt und Kwitt als „neues“ Giropay
zusammengeführt.

Issuer/Kartenherausgeber: Finanzinstitut, das eine Bezahlkarte
(z.B. in den Systemen von Girocard, Mastercard, Visa) an den
Kunden herausgibt.

Kryptowährung: Rein digitaler Geld- oder Vermögenswert bzw.
digitales  Zahlungsmittel,  dessen  einzelne  Einheiten  (Coins)
und  deren  jeweilige  Inhaber  i.d.R.  in  einer  dezentral
organisierten  Datenbank  geführt  werden.

Kwitt:  P2P-Zahlungsverfahren  in  Banking-Apps  auf  dem
Smartphone. Nutzer können anderen Nutzern, deren Handynummer
sich im Adressbuch befindet, direkt Geld schicken.

Mobile  Pay:  Dänisches,  auf  eine  Smartphone-App  gestütztes
System für P2P- und elektronische Zahlungen; Nutzer senden
Geld über die Handynummer des Empfängers oder zahlen über eine
im Webshop oder der Kasse integrierte Funktion.

Maestro: Weltweites Debitkartensystem von Mastercard; primär
für den stationären Handel und Geldautomaten konzipiert. Läuft
ab Juli 2023 bis Juni 2027 zugunsten der „Mastercard Debit“
aus.

Open Banking: Vom Kunden genehmigter Zugriff von Drittdiensten
auf dessen Girokonto. Anbieter – sogenannte Kontoinformations-
und  Zahlungsauslösedienste  –  benötigen  eine  Erlaubnis  der



Finanzdienstleistungsaufsicht. Beispiele: „Sofortüberweisung“,
seit 2014 Teil von Klarna, und das klassische Giropay.

Paydirekt:  Internet-Bezahlverfahren  der  Deutschen
Kreditwirtschaft,  mit  dem  Kunden  mittels  Nutzername  und
Passwort in Onlineshops bezahlen können; firmiert mittlerweile
unter „Giropay“.

P2P-Zahlung:  Elektronische  „Person-to-Person“-(P2P-
)Geldtransaktion zwischen zwei Wallets, bei der an die Stelle
der Kontonummer des Empfängers i.d.R. dessen Mailadresse oder
Handynummer tritt.

Stablecoin: Kryptowährungen, die an Zentralbankwährungen wie
den  Dollar  oder  Euro  gekoppelt  und  durch  Rücklagen  oder
Vermögenswerte gedeckt sind.

Twint:  Schweizerisches,  auf  eine  Smartphone-App  gestütztes
System für P2P- und elektronische Zahlungen; Nutzer senden
Geld über die Handynummer des Empfängers oder zahlen über eine
im Webshop oder der Kasse integrierte Funktion.

V  Pay:  Debitkartensystem  von  Visa  für  Europa,  für  den
stationären Handel und Geldautomaten konzipiert; konkurriert
intern mit der „Visa Debit“.

Wallet: Digitale Brieftasche für elektronische Zahlungen, in
der man Bezahlkarten oder andere Zahlverfahren hinterlegt –
Beispiele sind PayPal, Apple Pay und Google Pay.

„Ich  teile  den  Wunsch  nach  einem  europäischen
Zahlungssystem“
Ralf Gladis ist Mitgründer und Geschäftsführer von Computop
Paygate.  Das  Unternehmen  bindet  Händler  technisch  an
Bezahlsysteme an und wickelt elektronische Zahlungen ab. Im
Gespräch mit c’t gibt Gladis einen Ausblick auf die Trends der
nächsten Jahre.

Der Trend zur Bargeldloszahlung hält an. Wird das Bargeld



verschwinden?

Ralf Gladis: Bargeld bleibt uns noch lange erhalten. In der
Pandemie  haben  aber  viele  Konsumenten  entdeckt,  wie
komfortabel  kontaktloses  elektronisches  Bezahlen  sein  kann.
Die Menge der elektronischen Zahlungen wächst seit Jahren mit
zweistelligen Prozentwerten. Niemand wird das Bargeld von oben
herab abschaffen, aber in Schweden etwa sehen wir, dass Handel
und  Konsumenten  lieber  darauf  verzichten,  selbst  am
Gemüsestand. Bargeld ist eben auch unbequem in der Beschaffung
und teuer im Handling.

Könnten die Debitkarten von Mastercard und Visa die Girocard
bald abhängen?

Gladis: Ob sich Visa und Mastercard mit ihren Debitkarten
gegen die Girocard durchsetzen können, hängt davon ab, wie
schnell die Banken die Girocard digitalisieren. Das ist bei
Apple  Pay  mit  Girocard  schon  erkennbar.  Ohne  europäisches
System  bleiben  die  Banken  vorerst  weiter  auf  die
Zusammenarbeit  mit  Visa  und  Mastercard  angewiesen,  damit
deutsche Karteninhaber ihre Girocard auch im Ausland einsetzen
können.

Könnte das neue Giropay PayPal noch Konkurrenz machen?

Gladis: Wenn Giropay auch die Girocard in sein Bezahlsystem
integriert, wird dessen Popularität erheblich steigen. Damit
könnte  Giropay  Umsätze  von  PayPal  gewinnen.  Trotzdem:  Für
Händler  bleibt  PayPal  attraktiv,  weil  dort  Millionen
Konsumenten weltweit registriert sind. Um deutsche Kunden, die
sich  an  PayPal  gewöhnt  haben,  von  Giropay  zu  überzeugen,
braucht es Zeit und günstige Preise. Außerdem ist stetige
Innovation wichtig – so wie bei Visa und Mastercard mit ihren
nun  geplanten  Wallets.  Es  rächt  sich  bis  heute,  dass  die
Banken Giropay zu spät und damals zu schwach in den Markt
gebracht hatten.

Und wie sehen Sie die Chancen der European Payments Initiative



(EPI)?

Gladis:  Ich  teile  den  Wunsch  nach  einem  europäischen
Zahlungssystem,  aber  es  fehlt  in  der  Bankenwelt  die
Innovationskraft und die Fähigkeit, sich auf neue Standards zu
einigen. Daher sehe ich für den Erfolg von EPI kaum eine
Chance. Die Lücke könnte aber der digitale Euro füllen.

Haben Open-Banking-Varianten vielleicht mehr Potenzial?

Gladis: Mit Echtzeitüberweisungen vielleicht. Momentan bleiben
aber  zu  viele  Fragen  unbeantwortet:  Wie  funktionieren
Echtzeitüberweisungen an der Kasse? Wie authentifiziert sich
der Kunde dafür unkompliziert im Onlineshop? Wer kümmert sich
um Rückzahlungen oder Streit zwischen Händler und Kunde? Diese
organisatorischen  Themen  haben  Visa,  Mastercard  und  PayPal
bereits mit Regeln für alle Parteien gelöst.

Ist das auch eine Preisfrage?

Gladis: Die Kosten für Echtzeitüberweisungen sind für Kunden
und  für  Händler  oft  unattraktiv,  weil  viele  Banken
abschreckende Preise dafür festgelegt haben. Man darf zudem
nicht  vergessen,  dass  die  Banken  mit  Visa  und  Mastercard
bereits  profitable  Geschäftsmodelle  aufgebaut  haben.  Welche
Motivation  hätten  sie,  diese  zu  ersetzen?  Und  welche
Motivation hat der Kunde, Echtzeitüberweisungen einzusetzen?

Kann der digitale Euro die Antwort sein?

Gladis: Mit dem digitalen Euro könnten wir erreichen, was EPI
bisher nicht erreicht hat: Er könnte ein rein europäisches
Zahlungsmittel  werden.  Ein  digitaler  Euro  mit  der  EZB  im
Rücken hätte genug Vertrauen, um erfolgreich zu sein. Der
Erfolg des digitalen Euro setzt aber voraus, dass man damit
ähnlich einfach wie mit Bargeld zahlen kann. Ich hoffe sehr,
dass  die  Pilotprojekte  auf  EU-Ebene  zu  guten  Ergebnissen
führen.



Können Digitalkonzerne mit ihrer Erfahrung beim Bedienkomfort
das nicht ebenso gut, Stichwort „Diem“?

Gladis: Zu Diem habe ich als Bürger eine klare Meinung: Kein
Privatunternehmen  sollte  die  Kontrolle  über  eine  starke
Parallelwährung  erhalten,  denn  das  schränkt  den
wirtschaftspolitischen  Handlungsspielraum  unserer  gewählten
Politiker und der EZB ein. Das wäre eine Gefahr für unsere
Demokratie.

Wie schätzen Sie das (Reiz-)Thema Ratenzahlungen („Buy Now,
Pay Later“) ein? Wächst der Sektor weiter?

Gladis:  Inflation  und  hohe  Energiepreise  senken  auch  die
Nachfrage im Onlinehandel. Eine Ratenzahlung verschafft den
Konsumenten  zwar  zusätzliche  Liquidität,  sodass  wir  bei
Computop  steigende  Nachfrage  nach  Ratenzahlung  sehen.  Das
birgt aber auch die Gefahr der Überschuldung. Insbesondere die
Generation Z im Alter von 14 bis 21 Jahren ist wirtschaftlich
eher fragil und sollte vor aggressiven Angeboten geschützt
werden.  Deshalb  halte  ich  eine  Regulierung  für  sinnvoll.
Trotzdem  würde  ich  meinen  (Händler-)Kunden  dringend  raten,
eine Ratenzahlung im Check-out anzubieten.
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Ralf Gladis, Mitgründer und Geschäftsführer Computop Paygate
Bild: Bjoern Seitz
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